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Schwierigkeiten der Oösterreichischen Priva.tschulen
Miıt einıger Verzögerung, deren Ge- die Schulretorm VO 1962 einen T9e- lichen Inıtiative des Hauptverbandes
schichte e1n bezeichnendes Licht auf sentlichen Fortschritt gebracht. Muß- der katholischen Elternvereine nach-
weltanschauliche Posıtionen 1n der ten S$1e sıch bis dahin VO un  — gyaben. Der Hauptverband erreichte
Öösterreichischen Innenpolitik wirft, sicherten Subventionen abgesehen tatsächlich nach zahlreichen Interven-
wird der Nationalrat 1ın Wıen noch in völlıg selbst erhalten, sorgte 1b tionen, daß März 1971 eın Zu-
seiner diesjährigen Frühjahrssession 1962 ıne gesetzliche Regelung W e- Satzvertrag ZzuUuU Konkordat Nfier-

zeichnet wurde: Danach sollte derıne Novellierung des Privatschul- nıgstens für die sechzigprozentige
beschließen. Das Gesetz be- staatliche Finanzıerung der Perso- Bund 1b September 1971 100 Pro-

triftt VOoO  $ allem die katholischen nalkosten. Allerdings War amıt NUur zent der Lehrerpersonalkosten den
Schulen, die hierzulande das Gros ein Bruchteil der Forderungen der katholischen Schulen übernehmen.
der Privatschulen ausmachen, un: katholischen Privatschulen erfüllt, Dıe dazu nötıge Novelle ZU OÖster-
soll ihnen eine weıtere Etappe 1n die immer wieder damıt AargumehN- reichischen Privatschulgesetz sollte
der finanziellen Gleichstellung MIt tıerten, daß der Staat gäbe die noch VOTr dem Sommer verabschiedet

werden.dem öffentlichen Schulwesen sicher- Privatschulen ıcht ftür die DC-
stellen. samten Kosten aufkommen müßte,

die 2US dem Unterricht für $ast
50 000 Schüler erwachsen: zudem Widerstand in der sozıjalıstischen

ParteıDie Regelung VO  _ 1962 waäare ungerecht, jene Eltern, die
ıhre Kinder ın Privatschulen schik-

Die katholischen Schulen haben nach ken, finanziell diskriminieren, Allerdings hatten Bundeskanzler
obwohl das Privatschulwesen 1n der Kreisky un der damalige Unter-ıhrer völlıgen Auflösung in der eıt

des Nationalsozialismus einen —- Bundesverfassung ausdrücklich Ver- richtsminister Gratz mıiıt innerparte1-
sentlichen Beıitrag Zzu Wiederauf- ankert 1St und die katholischen Schu- lichen Reminiszenzen die Kultur-
bau des österreichischen Schulwesens len den schulgesetzlichen Vorschrif- kampftzeit nıcht gerechnet. ıne
geleistet. Heute bestehen 2977 Schu- ten N:  u entsprechen, 1ın der Gruppe orthodoxer Sozıjalısten
len der verschiedensten Typen (die Schulorganisation un 1m Lehrplan der Führung des Wiıener Stadtschul-
größten Gruppen 87 Volksschulen, der Autsicht der Schulbehörde - ratspräsıdenten Schnell versuchte das
61 Hauptschulen, 66 allgemeinbil- terstehen. Dementsprechend richten Gesetz torpedieren. Als der VO  $

dende höhere Schulen, 74 Schulen sich die Forderungen der katholischen allen Seıiten begutachtete un abge-
für Frauenberufe, 11 Anstalten ftür Schulen se1it jeher auf ıne volle sprochene Gesetzentwurf 1im Parla-
Lehrer- un Erzieherbildung, Päd- staatlıche Finanzıerung sowohl der ment eingereicht wurde, wWwWAar ıhm eın

Personalkosten w1e des Sachauf-agogische Akademien). In ıhnen wWer- zusätzlicher Paragraph 70a einge-
den insgesamt 45 2272 Schüler — wands. fügt, der die Wirkung des (Gesetzes
terrichtet (Stand: Sommer de facto aufgehoben hätte. Nach dem
Diese Zahlen reichen Aaus, die Be- Hatte 1n den Zeiten der gygroßen Ko- Text dieses Paragraphen sollte
hauptung des Präsiıdenten des aupt- alition (bıs der sozjalıistische VO Zeitpunkt der 100prozentigen
verbandes der katholischen Eltern- Regierungspartner ine weıtere Er- Personalkostenfinanzıierung allen
vereine ÖOsterreichs, Vogler, füllung dieser Forderungen Gebietskörperschaften, also Bund,
rechtfertigen, die katholischen Schu- verhindern gewußt, in Ländern un Gemeinden, untersagt
len würden „wesentlıich dazu beitra- der Periode der Alleinregierung se1ın, den Privatschulen irgendwelche
SCNH, ein totales Chaos 1mM Österreich1- der OVP (1966—1970) finanzielle Subventionen zukommen lassen.
schen Schulwesen verhindern“. Schwierigkeiten und die Furcht VOLr Da schon jetzt manche Länder und
Denn eın Chaos drohte schon mehr- der oppositionellen Kritik dafür Gemeinden wesentliche Beiträge ZU

mals auszubrechen, seıt sıch die. — ausschlaggebend. Es entsprach dem Sachaufwand der Privatschulen le1-
teriellen Voraussetzungen für die breitangelegten Versuch der siegrel- Sten, hätte INa  3 MIiIt der eiınen and
Schulreform VO 1962 als völlig - chen sozialistischen Parteı nach den M  IM  9 w as die andere gerade
genügend erwiesen. Die VO dama- Nationalratswahlen VO März 1970, geben wollte Be1 diesem Verbot han-
lıgen, auch 1n Kreıisen der Osterreıi- gerade den katholischen Stamm- delte sıch ıne Verfassungsbe-
chischen Volkspartei als konservatıv wählern der Osterreichischen Volks- stımmung, dafß die Gesetzwerdung

die Zustimmung der großen Op-geltenden Unterrichtsminister parteı Vertrauen werben,
Drimmel durchgesetzte Reform war daß die Regierung Kreisky csehr bald posıtionsparteli gebunden WAar. Be-
ıcht unwesentlich daran beteiligt, weıiterem Entgegenkommen be- fürchtete Schwierigkeiten mıt dem
daß die Alleinregierung der Volkspar- reıit wWar. Dabei Ist bemerkenswert, schon unterzeichneten Schulvertrag

da{fß weder die Wıener Nuntıjaturtel sieben Jahre spater 1n außerste un die ngst, die Zusage der 100-
Schwierigkeiten geriet, als sıch (1969) noch die Österreichische Bischofskon- prozentigen Personalkostenfinanzıe-
herausstellte, da{fß das geplante 13 terenz besonderen Nachdruck auf rung wieder verlieren, bestimm-
Schuljahr zunächst undurchführbar Neue Verhandlungen Jlegten, sondern ten die kirchlichen Gesprächspartner

selbst NUur allmählich der unermüd-WAar. Den katholischen Schulen hatte einer weichen Haltung. Aus dem
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Wiıener Ordinariat verlautete, daß die Vereinigung der Frauenorden un: schulen sein, daß das U  — verhinderte
IMNa  $ das Gesetz auch M1t dem ara- Kongregationen ÖOsterreichs. Dıie BC- Subventionsverbot auf administra-

wählte Vorgangsweise zeıgt zugleichgraphen 70a akzeptieren werde. t1ıvem VWeg wirksam werden könnte.
Diesmal blieb jedoch die OVP kon- die wichtige Funktion, die dem Wıiıe- Die sozıalistisch regjerten Bundeslän-
sequent und brachte den (Sesetzent- NnNer Kardınal ın der Repraäasenta- der un: Gemeinden bauen möglıcher-
wurt bei der Abstimmung 15 Ju- tıon der Öösterreichischen Kıirche nach weise aAb 1972/73 die bisher gegebe-

außen zukommt.11 1971 Fall NnenNn Subventionen allmählich ab, Wwıe
auch bereits 1mM Bundesministerium

für Unterricht un Kunst AnzeıchenVermittelnde Haltung der Einschränkungen durch die Ver- ZUuUr geringer werdenden Subventions-Regierung waltung befürchtet freudigkeit gibt Selbstverständlich
geschieht das dem Hınvweıs auf

Die Regierung, 1m Dilemma Z7W1- Dıie rückwirkende Pauschalabgeltung notwendige Sparmainahmen. Sollte
schen gegebenem Versprechen un: der vollen Personalkosten für die
Widerständen innerhalb der eigenen

auf diese Weiıse die finanzielle Lage
katholischen Schulen ertordert 1U  — der katholischen Schulen wieder

Partel, suchte zunächst eıt BC- eine Neufassung des Zusatzvertrages schwieriger werden der Ab-
wınnen. Die Neuwahlen VO kto- ZU Konkordat. Diese neuerlichen hängigkeit VO Wohlwollen der Ver-
ber 1971 un: eın Ministerwechsel Verhandlungen werden die Einbrin- waltung, wırd die se1ıt Jahren CI -
legten alle Verhandlungen ahm Als Sung der Novelle ZU Privatschul- hobene Forderung nach gesetzlicherdie Gespräche MIt dem Unter- ZESCELZ un: WAar ohne Zusatz- Abdeckung auch des Sachaufwandes
richtsminıster Sınowaltz Ende NOo-
vember des Vorjahres wieder iın Gang paragraphen noch einıge Wochen schneller 1ın die Debatte CWOT-

verzögern. Dıie Regierung hat sıch fen werden. Die Schwierigkeiten der
kamen, SINg bereits die rage Nnu schon weıt festgelegt, dafß nNeue katholischen Privatschulen sınd sOomıt
nach einer brauchbaren Rückzugspo- Zwischenfälle ıcht mehr ar- ıcht Ende, Zanz abgesehen VO  a} der
sıt10N2 un möglıchster Wahrung des innerkirchlichen Diskussion über Sınnnten siınd un die Angelegenheit bıs
Gesichts. Mıtte Januar 1972 benützte ZU Sommer miıt Siıcherheit ZU Ab- un Aufgabe der katholischen Schu-
Mınıiıster Sınowatz die Eröffnung eınes schluß gebracht wiırd, wenı1gstens tor- len heute. Dıie Diskussion darüber iStErweiterungsbaues eiıner der gröfßten mal Denn nıcht Sanz unbegründetkatholischen Schulen Wıens, des Gym-

bei fast allen Öösterreichischen Syn-
oden 1n Gang gekommen.nasıums der Jesuiten in Wien-Kalks- dürften die Befürchtungen der Privat-

burg, ZUr Erklärung, daß die Regıe-
rung ıhr Versprechen halten werde
und überdies bereit sel, die Personal-
kostendifterenz rückwirkend aAb

Wird die EKD-Reform verzögert?
September 1971 nachzuzahlen. IYSt
Mıtte Februar sickerten weıtere FEın- Seitdem die Frankfurter EKD-Syn-zelheiten durch Die Gespräche hat-

reuth ihre konstituierende Sıtzung
ode VO November 1971 den Roh- abhielt. Obwohl eigentlich ULr die

ten der außerst gCcn Vereinba- entwurt der Grundordnung Wahl der verschiedenen Vorsiıtzen-
rung geführt, „daß das bestehende diskutiert hat, der 1er 1 einzelnen den, der Ausschüsse un die Verab-
Verhältnis zwıschen öffentlichem un analysıert wurde (vgl 1in dieser schiedung des Ftats auf der Tages-privatem Schulwesen nıcht grund- Zeitschrift, Dezember 1974 560f ordnung stand, nahm Landesbischof
sätzlich verändert wird“ (Unterrichts- Wr offenkundig, daß bıs ıhrer Dietzfelbinger seinen Rechenschafts-
miınıster Sınowatz). Da einerseits die bericht ZU Anlaß, seine schon
Neugründung VO  n Privatschulen Velr-

Verabschiedung noch große Schwie-
rigkeiten entstehen würden. Inzwiı- früher geäußerten grundsätzlıchenfassungsmäßig gewährleistet ıst un schen hat ıne ernstie Kontroverse Bedenken die geplante Reformdurch zweıseıltige Erklärungen garl über die Qualität, Ja die mangelnde der EKD-West bekräftigen (epd,nıcht verhindert werden kann, da —

derseits die finanzıellen Schwier1g- Beschlußreife der „Leuenberger Kon- 7/2)
kordie“ (LK) stattgefunden, die der Er beschränkte sıch dabei nıcht aufkeiten der katholischen Schulen künftigen FK  S als Dokument einergrofß sınd, dafß ıne „Welle“ VO  . eıiınen bayerischen Konftessionalismus,

Neugründungen überhaupt nıcht authentischen reformatorischen „Kir- sondern warnfie VO  —$ einer
chengemeinschaft“ zugrunde gelegt „provinziellen Lösung“ der EKD-denken ISt, erweıst sıch diese Formu- werden soll (vgl die Analyse der Reform. Er meıinte damıt, die EKDlierung als bloßer Beschwichtigungs-

versuch der Parteifreunde des Mı- Leuenberger Konkordie mıt ihren sollte siıch nach den Grundgedanken
nısters. Dazu kommt, dafß die BC- offenen Fragen ın Januar VO7Z; der „Leuenberger Konkordie“ kon-

19 bıs Z2) Dıies 1St aber schon termın- stıtuleren, Was Ja auch beabsıichtigtannte Vereinbarung 1ın einem Brief
ist, aber diese Konkordie musse erstVO  e Kardıinal Könıg die Bundes- lıch schwer möglıch, denn der Entwurt

regierung enthalten ist: der überwie- der Grundordnung der EKD VO  3 den Landeskirchen beraten, VeI-

gende Teıl der katholischen Schulen oll bis Maı 1972 durchberaten se1n, bessert un ANSCHOMM:! werden.
die aber erst bıs Marz / un: Dabei hätten die bayerischen Luthe-wird aber VO  3 exemten Orden Ya-

gCenN, dıe weder eiıner Diözese noch der dıes 1St angesichts der aufgetretenen iıhre Verantwortung für dıe
Osterreichischen Bischofskonterenz Schwierigkeiten eın optimaler Ter- Iutherische Reformation als (sanzes

M1N. Dıiese Sıtuation hat sıch die NeU- bedenken un: wahrzunehmen.unterstellt sind. Sprecher der Schul-
erhalter waren also uerst die Supe- gewählte Landessynode der bayerı1- WAar folgten nıcht alle Synodalen
riorenkonferenz der männlichen Or- schen Lutheraner ZUuNuTIZE gemacht, ıhrem Landesbischof, der 1m übrigen
densgemeinschaften Osterreichs un die VO bis Marz 1972 iın Bay- den Akzent seıines Berichtes autf
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